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Gemeinde Hanerau-Hademarschen 
 

 

Hanerau-Hademarschen, 27.12.2023 

 

Amtliche Bekanntmachung 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hanerau-Hademarschen ist zu einer Sitzung am 

 
Donnerstag, den 11.01.2024, um 19:30 Uhr, 

im Sitzungssaal in der Verwaltungsstelle Hanerau-Hademarschen, Kaiserstraße 11, 25557 Hanerau-
Hademarschen 

 
einberufen. 

 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Berichte aus den Ausschüssen 
 

 

 

7 Mitteilungen der Projektmanagerin 
 

 

 

8 Bericht aus dem Schulverband 
 

 

 

9 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

10 Bebauungsplan Nr. 26 "Wohnbebauung Landweg / Marienhöh" 
- Satzungsbeschluss 
 

 

 

11 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24 "Steenkoppel" 
- berichtigter Aufstellungsbeschluss 
 

 

 

12 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24 "Steenkoppel" 
- Entwurf- und Auslegungsbeschluss 
 

 

 

13 Forderungspapier zum Fährbetrieb auf dem Nord-Ostsee-Kanal 
 

 

 

14 Aufhebung des Beschlusses zum Abschluss eine öffentlich-rechtlichen Vertra-
ges zur Zerlegung der Gewerbesteuer aus dem Windpark Holstentor 
 

 

 

15 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

16 Antrag der ev. Kirchengemeinde zur Übernahme der Umbaukosten des Wirt-
schaftsgebäudes 
 

 

 

17 Auftragsvergabe 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
gez. Thomas Deckner 
Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung  

Satzung über die Entschädigung 

 von ehrenamtlichen Tätigkeiten  

 für den Schulverband Wasbek 

(Entschädigungssatzung) 
 

Aufgrund des § 5 Abs. 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) vom 28. Februar 

2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 122) in der zuletzt geänderten Fassung vom 24. März 2023 (GVOBl. 

Schl.-Holst. S. 170) in Verbindung mit §§ 4 Abs. 1 Satz 1 und 24 Abs. 3 Satz 1 der Gemeindeord-

nung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt 

geänderten Fassung vom 27. Oktober 2023 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 514) in Verbindung mit der 

Landesverordnung in kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungsverordnung – EntschVO vom 29. 

März 2023 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 215) wird nach Beschlussfassung der Verbandsversammlung 

vom 27.11.2023 folgende Entschädigungssatzung für den Schulverband Wasbek erlassen: 

 

§ 1 

Mitglieder der Verbandsversammlung 

 

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten nach Maßgabe der geltenden Entschädi-

gungsverordnung ein Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung für die Teilnahme 

an Sitzungen der Verbandsversammlung und der Ausschüsse, in die sie gewählt sind. 

(2) Die Stellvertretenden der Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten nach Maßgabe der 

Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung im Vertre-

tungsfall ein Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung. 

 

§ 2 

Bürgerliche Ausschussmitglieder 

 

(1)  Die nicht der Verbandsversammlung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse erhalten nach 

Maßgabe der Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse, in die 

sie gewählt sind, ein Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung.  

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für stellvertretende Ausschussmitglieder, die nicht Mitglied der Ver-

bandsversammlung sind, im Vertretungsfall. 

 

§ 3 

Ausschussvorsitzende 

 

(1)   Der oder dem Vorsitzenden des Finanzausschusses und der oder dem Vorsitzenden des 

Schulausschusses wird nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung eine monatliche Auf-

wandsentschädigung in Höhe von 10 % des Höchstsatzes nach § 8 der Entschädigungsverord-

nung gezahlt. Die Stellvertretungen erhalten im Falle der Verhinderung der oder des Vorsitzenden 

für jede von ihnen geleitete Ausschusssitzung ein Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der 

Verordnung. 
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(2)   Der oder dem Vorsitzenden des Kindergartenausschusses wird nach Maßgabe der Entschädi-

gungsverordnung eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 20 % des Höchstsatzes 

nach § 8 der Entschädigungsverordnung gezahlt. 

Die Stellvertretung erhält im Falle der Verhinderung der oder des Vorsitzenden für jede von ihr 

oder ihm geleitete Ausschusssitzung ein Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung. 

(3)   Die monatlichen Beträge werden auf volle Euro aufgerundet. 

 

§ 4 

Vorsitzende/r der Verbandsversammlung 

 

(1) Die oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung erhält gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 3 der Ent-

schädigungsverordnung eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 50 % des Höchstsatzes nach  

§ 8 der Entschädigungsverordnung.  

(2) Den Stellvertretenden der oder des Vorsitzenden der Verbandsversammlung wird nach Maß-

gabe der Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der oder des Vorsitzenden für ihre beson-

dere Tätigkeit als Vertretung eine Aufwandsentschädigung gewährt, deren Höhe von der Dauer 

der Vertretung abhängt. Die Aufwandsentschädigung beträgt für jeden Tag, an dem die oder der 

Vorsitzende vertreten wird, ein Dreißigstel der monatlichen Aufwandsentschädigung der oder des 

Vorsitzenden. Die Aufwandsentschädigung für die Stellvertretung darf die Aufwandsentschädigung 

der oder des Vorsitzenden nicht übersteigen. 

 

§ 5 

Verbandsvorsteherin oder Verbandsvorsteher 

 

(1) Die ehrenamtliche Verbandsvorsteherin oder der ehrenamtliche Verbandsvorsteher erhält nach 

Maßgabe der Entschädigungsverordnung eine Aufwandsentschädigung in Höhe des Höchstsatzes 

der Verordnung. 

(2) Stellvertretenden der ehrenamtlichen Verbandsvorsteherin oder des ehrenamtlichen Verbands-

vorstehers wird nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der Verbands-

vorsteherin oder des Verbandsvorstehers für ihre besondere Tätigkeit als Vertretung eine Auf-

wandsentschädigung gewährt, deren Höhe von der Dauer der Vertretung abhängt. Die Aufwands-

entschädigung beträgt für jeden Tag, an dem die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher 

vertreten wird, ein Dreißigstel der monatlichen Aufwandsentschädigung der Verbandsvorsteherin 

oder des Verbandsvorstehers. Die Aufwandsentschädigung für die Stellvertretung darf die Auf-

wandsentschädigung der Verbandsvorsteherin oder des Verbandsvorstehers nicht übersteigen. 

 

§ 6 

 Sonstige Entschädigungen 

 

(1) Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern, Mitgliedern 

und stellvertretenden Mitgliedern der Verbandsversammlung und den nicht der Verbandsversamm-

lung angehörenden Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern von Ausschüssen ist der durch 

die Wahrnehmung des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit während der regelmäßigen 

Arbeitszeit entgangene Arbeitsverdienst aus unselbständiger Arbeit auf Antrag in der nachgewie-

senen Höhe gesondert zu ersetzen. Ferner ist der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfal-

lende Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Lasten der oder des 

Entschädigungsberechtigten an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird.  
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(2) Sind die in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen selbständig, so erhalten sie für den durch die 

Wahrnehmung des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit während der regelmäßigen Ar-

beitszeit entstandenen Verdienstausfall auf Antrag eine Verdienstausfallentschädigung, deren Hö-

he je Stunde im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Verdienstausfalls nach billi-

gem Ermessen festgesetzt wird. Die Verdienstausfallentschädigung nach Satz 1 darf den Betrag 

von 15,00 € je Stunde und 120,00 € je Tag nicht überschreiten. 

(3) Personen nach Absatz 1 Satz 1, die einen Haushalt mit mindestens 2 Personen führen und 

nicht oder weniger als 20 Stunden die Woche erwerbstätig sind, erhalten für die durch das Ehren-

amt oder die ehrenamtliche Tätigkeit bedingte Abwesenheit vom Haushalt während der regelmäßi-

gen Hausarbeitszeit gesondert auf Antrag für jede volle Stunde der Abwesenheit eine Entschädi-

gung. Der Stundensatz dieser Entschädigung beträgt 10,00 €. Auf Antrag sind statt einer Entschä-

digung nach Stundensätzen die angefallenen notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt 

zu ersetzen. 

(4) Personen nach Absatz 1 Satz 1 werden auf Antrag die nachgewiesenen Kosten einer durch die 

Wahrnehmung des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit erforderlichen entgeltlichen Be-

treuung von Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder pflegebedürftigen 

Angehörigen gesondert erstattet. Dies gilt nicht für Zeiträume, für die nach den Absätzen 1 bis 3 

eine Entschädigung gewährt wird. 

 

§ 7 

Reisekostenentschädigungen 

 

(1) Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher erhält eine jährliche Fahrkostenpauscha-

le in Höhe von 480,00 €. 

(2) Ehrenbeamtinnen und -beamte sowie ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern können 

Fahrkosten für die Fahrten zum Sitzungsort und zurück gesondert erstattet werden, höchstens 

jedoch in Höhe der Kosten der Fahrt von der Hauptwohnung zum Sitzungsort und zurück. Bei Be-

nutzung privateigener Kraftfahrzeuge richtet sich die Höhe der Entschädigung nach den Sätzen 

des § 5 Abs. 1-3 Bundesreisekostengesetz. 

(3) Ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern kann auf Antrag bei Dienstreisen Reisekosten-

vergütung nach den Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes gewährt werden. 

 

§ 8 

 Inkrafttreten 

 

(1) Die Entschädigungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Entschädigungssatzung vom 27.11.2008, zuletzt geändert durch Satzung 

vom 09.12.2015 außer Kraft.  

 

 

Wasbek, 13.12.2023 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Claudia Schiffler 

(Verbandsvorsteherin) 
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Amtliche Bekanntmachung 

Haushaltssatzung für den  

Schulverband Hanerau-Hademarschen und Todenbüttel 

Kreis Rendsburg-Eckernförde  

für das Haushaltsjahr 2024 
 

Aufgrund des § 14 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 122) in der zuletzt geänderten Fassung vom 24. März 2023, 

GVOBl Schl.-Holst. S. 170) in Verbindung mit § 77 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 

(GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 

27. Oktober 2023 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 514) wird nach Beschluss der Schulverbandsversamm-

lung vom 16. November 2023 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 

 

1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 2.483.000,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 2.408.600,00 EUR 

 einem Jahresüberschuss von 74.400,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit auf 
2.276.200,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 

1.982.100,00 EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 

0,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

349.100,00 EUR 

    

festgesetzt. 

 

§ 2 

 

Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen auf 0,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 10,50 Stellen. 
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§ 3 

 

Die Verbandsumlage wird auf insgesamt 1.830.000,00 EUR festgesetzt. Die Verteilung auf die 

einzelnen Gemeinden ergibt sich aus der dem Vorbericht beigefügten Anlage.  

Die Schulverbandsumlage wird in vierteljährlichen Raten zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des 

Haushaltsjahres fällig. 

 

§ 4 

 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Verbandsvorsteherin 

ihre oder der Verbandsvorsteher seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, 

beträgt 5.000,00 EUR. Die Zustimmung der Schulverbandsversammlung gilt in diesen Fällen als 

erteilt. Die Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher ist verpflichtet, der Schulverbands-

versammlung mindestens halbjährlich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Aufwen-

dungen und Auszahlungen nach Satz 1 zu berichten. 

 

§ 5 

 

Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-

vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 

oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 100.000,00 EUR beträgt. 

 

 

Hanerau-Hademarschen, den 07.12.2023  

 

 

gez. 

 

Jörg Hommel 

 

 

(L.S.) 

 

 

(Schulverbandsvorsteher)  

 

 

 

 

 

 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich bekannt ge-

macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-

men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 

Hohenwestedt, Zimmer 100, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-

mittelholstein.de. 
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Amtliche Bekanntmachung 

Haushaltssatzung  

der Gemeinde Hohenwestedt 

für das Haushaltsjahr 2024 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und § 77 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 

28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 27. Oktober 

2023 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 514) sowie des § 25 Grundsteuergesetz (GrStG) vom 07.August 

1973 (BGBl I S. 965) in der zuletzt geänderten Fassung vom 16. Dezember 2022 (BGBI I S. 2294) 

und des § 16 Gewerbesteuergesetz (GewStG) in der Fassung der Bekanntmachung vom  

15. Oktober 2002 (BGBl I S. 4167) in der zuletzt geänderten Fassung vom 16. Dezember 2022 

(BGBl I S. 2294) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 12. Dezember 2023 folgende 

Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 

 

1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 18.206.700,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 18.931.600,00 EUR 

 einem Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag von -724.900,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit auf 
17.823.900,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 

17.961.600,00 EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 

1.500,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

1.367.300,00 EUR 

    

festgesetzt. 

 

§ 2 

 

Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen auf 0,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 0,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 49,50 Stellen. 
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§ 3 

 

Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 

(1) Grundsteuer  
für die land- und forstwirtschaftlichen  
 a) Betriebe (Grundsteuer A) 320 % 
 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 320 % 
(2) Gewerbesteuer  320 %  

 

§ 4 

 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung die Bürgermeisterin ihre 

oder der Bürgermeister seine Zustimmung nach § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 

5.000,00 EUR. Die Zustimmung der gilt in diesen Fällen als erteilt. Die Bürgermeisterin oder 

der Bürgermeister sind verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halbjährlich über die ge-

leisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berichten. 

 

§ 5 

 

Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-

vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 

oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 100.000,00 EUR beträgt. 

 

 

Hohenwestedt, den 22.12.2023  
 
 
gez. 
 
Jan Butenschön 

 
 
(L.S.) 
 
 

(Bürgermeister)  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich bekannt ge-

macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-

men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 

Hohenwestedt, Zimmer 100, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-

mittelholstein.de. 
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Amtliche Bekanntmachung 

Haushaltssatzung 

des Amtes Mittelholstein 

für das Haushaltsjahr 2024 
 

Aufgrund des § 18 Abs. 1 der Amtsordnung für Schleswig-Holstein (AO) vom 28. Februar 2003 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 112) in der zuletzt geänderten Fassung vom 27. Oktober 2023 (GVOBl. 

Schl.-Holst., S. 514) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Satz 1 und § 77 der Gemeindeordnung für 

Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S 57) in der zuletzt geänder-

ten Fassung vom 27. Oktober 2023 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 514), wird nach Beschluss  

des Amtsausschusses vom 23. November 2023 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

 

§ 1 

 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 

 

1. im Ergebnisplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Erträge auf 10.588.500,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 10.587.300,00 EUR 

 einem Jahresüberschuss von 1.200,00 EUR 

    
2. im Finanzplan mit   
 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit auf 
10.428.900,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit auf 

10.170.300,00 EUR 

    

 einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und der Finanzierungstätigkeit auf 

390.400,00 EUR 

 einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf 

349.400,00 EUR 

    

festgesetzt. 

 

§ 2 

 

Es werden festgesetzt: 

 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen auf 0,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 3.000.000,00 EUR 

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 105,78 Stellen. 
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§ 3 

 

Die Umlagesätze werden wie folgt festgesetzt: 

 

 
 
a) von den Steuerkraftzahlen  

1. der Grundsteuer für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe (A) 

2. der Grundsteuer für die Grundstücke (B) 
3. der Gewerbesteuer  
4. des Anteils an der Einkommensteuer / Umsatz-

steuer (einschl. Sonderausgleich)  

b) von Schlüsselzuweisungen und Sonderschlüsselzu-
weisungen 

 

Amtsumlage 
v. H. 

 

 
19,00 
19,00 
19,00 
19,00 

 

 
19,00 

Zusatzamtsumlage 
v.H. 

 

 
0,00 
0,00 
0,00 
0,00 

 

 
0,00 

 

 

§ 4 

 

Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

und Verpflichtungsermächtigungen, für deren Leistung oder Eingehung der Amtsdirektor seine 

Zustimmung nach § 18 Abs. 1 AO in Verbindung mit § 82 Gemeindeordnung erteilen kann, beträgt 

5.000,00 EUR. Die Zustimmung des Amtsausschusses gilt in diesen Fällen als erteilt. Der 

Amtsdirektor ist verpflichtet, dem Amtsausschuss mindestens halbjährlich über die geleisteten 

über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu berichten. 

 

§ 5 

 

Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-

vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 

oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 100.0000,00 EUR beträgt. 

 

 

Amt Mittelholstein, den 19.12.2023    
 
 
gez. 
 
Stefan Landt 

 
 
(L.S.) 
 
 

(Amtsdirektor)  
 
 
 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich bekannt ge-

macht. Jeder kann Einsicht in die Haushaltssatzung und den Haushaltsplan mit den Anlagen neh-

men. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 

Hohenwestedt, Zimmer 100, oder auf der Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-

mittelholstein.de. 
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